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In Punkt B Nr. 1 muss es richtig heißen: "Der Gesetzentwurf war dem Ausschuss für Wirt-
schaft, Energie, Verkehr und Landesentwicklung in der 115. Plenarsitzung am 26. September 
2017 nach der ersten Lesung zur Vorbereitung der zweiten Lesung überwiesen worden. 
 
 
Wiesbaden, 6. Dezember 2017  
 Kanzlei des Landtags 
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A. Beschlussempfehlung 
 
 Der Ausschuss für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Landesentwicklung empfiehlt 

dem Plenum mit den Stimmen von CDU, GRÜNEN und FDP bei Enthaltung von 
SPD und DIE LINKE, den Gesetzentwurf unter Berücksichtigung des Änderungsan-
trags Drucks. 19/5469 - und damit in der aus der Anlage ersichtlichen Fassung - in 
zweiter Lesung anzunehmen. 

 
B. Bericht 
 
 1. Der Gesetzentwurf war dem Ausschuss für Wirtschaft, Energie, Verkehr und 

Landesentwicklung in der 116. Plenarsitzung am 27. September 2017 nach der 
ersten Lesung zur Vorbereitung der zweiten Lesung überwiesen worden. 

 
 2. Der Ausschuss für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Landesentwicklung hat zu 

dem Gesetzentwurf am 9. November 2017 eine öffentliche mündliche Anhörung 
durchgeführt. 

 
 3. Der Ausschuss für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Landesentwicklung hat sich 

zuletzt in seiner Sitzung am 30. November 2017 mit dem Gesetzentwurf befasst 
und den unter A genannten Beschluss gefasst. 

 
  Zuvor war der Änderungsantrag Drucks. 19/5469 mit den Stimmen von CDU, 

GRÜNEN, SPD und FDP bei Enthaltung DIE LINKE angenommen worden. 
 
 
Wiesbaden, 30. November 2017  
  
Berichterstatter: 
Frank-Peter Kaufmann 

Stellv. Ausschussvorsitzender: 
Marius Weiß 
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Anspruchsberechtigte Kommunen sowie maximale Höhe der jährlichen 
Entschädigungsleistungen: 
 

Stadt/Gemeinde Entschädigung jährlich 

Bischofsheim  301 000 €  

Büttelborn  407 000 €  

Darmstadt    68 000 €  

Flörsheim am Main  370 000 €  

Ginsheim-Gustavsburg  217 000 €  

Griesheim    85 000 €  

Groß-Gerau    99 000 €  

Hanau    60 000 €  

Hattersheim am Main    70 000 €  

Hochheim am Main  271 000 €  

Kelsterbach  198 000 €  

Mainz    45 000 €  

Mörfelden-Walldorf  216 000 €  

Mühlheim am Main  157 000 €  

Nauheim  416 000 €  

Neu-Isenburg  285 000 €  

Offenbach am Main  393 000 €  

Raunheim  469 000 €  

Rüsselsheim  199 000 €  

Trebur    67 000 €  

Weiterstadt  138 000 €  

Summe  4 531 000 €  
 

Anlage 


